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1 Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Etwaige allgemeine Geschäftsbedingungen des Nach-
unternehmers (im Folgenden AN genannt) gelten nicht. 

Für die Bestellung / Beauftragung gilt: 

 Auftragstag ist das Absendedatum des Auftrags.  

 Die Beauftragung ist spätestens binnen 10 Tagen 
schriftlich zu bestätigen oder abzulehnen. 

 Bestätigt der AN die Beauftragung nicht innerhalb 
von zehn Tagen mittels vorbehaltsloser Auftragsbe-
stätigung oder beginnt der AN mit der Leistungs-
ausführung, so gilt die Beauftragung als 
vorbehaltlos bestätigt. 

2 Ausführung der Leistung 

2.1 Überwachung und Anordnung 

Der Auftraggeber (im Folgenden AG genannt) hat das 
Recht, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu 
überwachen und Anordnungen zu treffen, die zur ver-
tragsgemäßen Ausführung der Leistung notwendig sind. 
Der AN trägt ungeachtet dessen die volle Verantwortung 
für die von ihm erbrachten Leistungen. Der AN stimmt 
bereits jetzt zu, andere, nicht vereinbarte Leistungen auf 
Anordnung des AG ebenfalls auszuführen. 

2.2 Ausführungsunterlagen 

2.2.1 Der AN hat die für die Ausführung erforderlichen Unter-
lagen rechtzeitig beim AG anzufordern. Der AN hat die 
ihm für die Erbringung seiner Leistungen überlassenen 
Pläne, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Un-
terlagen unverzüglich nach Erhalt in allen Punkten, ins-
besondere auf ihre Vollständigkeit, technische 
Richtigkeit, dabei vor allem hinsichtlich der Maße und 
Massen und Vertragskonformität zu überprüfen. Auf Un-
stimmigkeiten, entdeckte oder vermutete Mängel oder 
andere etwaige Bedenken, insbesondere auch wegen 
der vorgeschriebenen Baustoffe und der Art der Ausfüh-
rung, hat der AN den AG unverzüglich schriftlich hinzu-
weisen. 

Soweit solche Hinweise unterbleiben, gelten die überge-
benen Unterlagen als vom AN gebilligt und sind Grund-
lage für die von ihm zu erbringenden Leistungen, für 
deren Ausführbarkeit er die volle Verantwortung über-
nimmt. Nachträgliche Ansprüche des AN gegen den AG 
aufgrund von Unstimmigkeiten, Mängeln, unterbliebe-
nen Bedenkenanzeigen etc., in den dem AN überlasse-
nen Plänen, Zeichnungen, Berechnungen und 
sonstigen Unterlagen sind ausgeschlossen. 

Dem AN sind die Schnittstellen seiner Leistungen, ins-
besondere mit den Planungsleistungen, die vom AG be-
reitgestellt werden, bekannt. 

2.2.2 An sämtlichen, dem AN übergebenen Zeichnungen, Be-
rechnungen und sonstigen Ausführungsunterlagen blei-
ben dem AG alle Rechte erhalten, insbesondere 
verbleiben sie in seinem Eigentum. Sie dürfen ohne des-
sen vorherige Einwilligung weder kopiert, vervielfältigt, 
veröffentlicht noch dritten Personen zugänglich gemacht 
werden. Sie sind nach Verwendung dem AG zurückzu-
geben. Der AN verpflichtet sich, Betriebsgeheimnisse 
des AG und vertrauliche, ihm im Zusammenhang mit 
den im Vertrag bekannt werdende Angaben, nicht an 
Dritte weiterzugeben. 

2.2.3 Der AN hat alle für seine Leistungen erforderlichen Be-
rechnungen und Ausführungspläne, soweit sie nicht 
vom AG zu liefern sind, ohne besondere Vergütung zu 
erstellen und dem AG rechtzeitig zur Einwilligung vorzu-
legen. Das Gleiche gilt für die Angaben und Daten über 
seine Leistungen, die für andere Gewerke von Bedeu-
tung sind. Trotz der Einwilligung verbleibt die Verantwor-
tung und Haftung für die mangelhafte Ausführung bei 
dem AN. 

2.2.4 Der AG darf die ggf. vom AN erstellten Unterlagen ohne 
zusätzliche Vergütung für das betreffende Bauvorhaben 
nutzen. 

2.2.5 Der AN hat auf Verlangen des AG von seinen erbrach-
ten Leistungen vollständige und prüffähige Bestands-
pläne, technische Beschreibungen sowie -sofern 
relevant- Bedienungs- und Wartungsanleitungen anzu-
fertigen und dem AG nach Fertigstellung der Arbeiten, 
spätestens mit der Schlussrechnung einem vollständi-
gen Satz, in schriftlicher und – sofern technisch möglich 
– zusätzlich in digitaler Form (z. B. PDF, DWG, XLSX) 
zu übergeben. Der AG ist berechtigt, die Unterlagen auf 
Vollständigkeit und fachliche Richtigkeit zu prüfen und 
ggf. Nachbesserung zu verlangen. 

2.2.6 Der Der Leistungsumfang des AN umfasst die rechtzei-
tige Beschaffung sämtlicher, für die vertragsgegen-
ständliche Baumaßnahme noch erforderlicher 
öffentlich-rechtlicher Genehmigungen, Erlaubnisse, Ab-
nahmen, Auflagen und Zulassungen etc. einschließlich 
etwaig benötigter Sonderzulassungen und Baufreiga-
ben, soweit diese zum Vertragsabschluss noch nicht 
vorliegen und nicht gemäß dem zugrunde liegenden 
Vertrag vom AG oder von Dritten beschafft werden müs-
sen, auf Kosten des AN. Dies gilt auch für Berechnun-
gen oder statische Nachweise für die Leistung des AN 
oder für erforderliche Baubehelfe. 

Ist es dem AN nicht möglich, bestimmte Genehmigun-
gen selbst beantragen (z.  B. mangels Antragsberechti-
gung), so hat er alle hierfür erforderlichen Unterlagen 
vollständig und genehmigungsreif zu erstellen, die Mit-
wirkung des formell zuständigen Antragstellers rechtzei-
tig zu veranlassen und die Unterlagen nach 
Unterzeichnung bei der zuständigen Behörde einzu-
reichen. 

Der AN hat alle Maßnahmen so rechtzeitig zu veranlas-
sen, dass der vereinbarte Bauablauf nicht behindert 
wird. Verzögerungen aufgrund verspäteter oder unvoll-
ständiger Genehmigungsprozesse, die im Verantwor-
tungsbereich des AN liegen, gehen zu dessen Lasten. 
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2.3 Weitere Pflichten bei der Ausführung 

2.3.1 Der AN hat sich vor Beginn der Arbeiten über die für die 
Durchführung seiner Leistung erforderlichen örtlichen 
Voraussetzungen (z. B. Lage und Zugänglichkeit der 
Baustelle), den Zustand des Baus und die Arbeiten der 
Vorunternehmer zu unterrichten und festzustellen, ob er 
seine Arbeiten ohne Gefahr von Schäden und Mängeln 
ausführen kann. Etwaige Bedenken hat der AN vor Ar-
beitsbeginn gegenüber dem AG schriftlich geltend zu 
machen. Nachträgliche Einwendungen und Ansprüche 
sind ausgeschlossen, wenn sie Erschwernisse betref-
fen, die vor Beginn der Arbeiten offenkundig erkennbar 
waren. 

2.3.2 Der AN hat einen verantwortlichen und entscheidungs-
befugten Vertreter zu benennen, der zugleich die Funk-
tionen des verantwortlichen Fachbauleiters/Bauleiters 
nach der Landesbauordnung erfüllt. Dieser hat bei ent-
sprechendem Erfordernis oder auf Verlangen des AG 
ständig auf der Baustelle anwesend zu sein und muss 
u. a. dazu befugt sein, verbindliche Anweisungen des 
AG entgegenzunehmen und erforderlichenfalls sofort 
ausführen zu lassen. Dazu hat er auf Verlangen des AG 
auch an Baubesprechungen teilzunehmen. 

2.3.3 Das Baufeld ist durch den AN regelmäßig zu reinigen 
und für die Dauer der gesamten Bauzeit fortlaufend in 
einem ordnungsgemäßen Zustand zu halten. Die Ar-
beitsbereiche sind täglich von Bauschutt, Abbruch- und 
Verpackungsmaterialien zu säubern. 

Bei Nichteinhaltung der o. g. Reinigungspflichten und 
nach fruchtlosem Verstreichen einer durch den AG 
schriftlich gesetzten Frist ist der AG berechtigt, eine 
Drittfirma mit den entsprechenden Reinigungsarbeiten 
auf Kosten des AN zu beauftragen. 

Die durch den AN fertig gestellten Bauteile/Gebäude 
(Neubauten, Außenanlagen) sind nach Fertigstellung 
des jeweiligen Gebäudes/Bauteils in endgereinigtem 
und bezugsfertigem Zustand an den AG vor Gesamtab-
nahme zu übergeben. Im Übrigen ist die Baustelle voll-
ständig zu räumen. 

2.3.4 Der AN hat mit Baubeginn ein Bautagebuch zu führen 
und dieses dem AG wöchentlich in Kopie zur Kenntnis-
nahme zu übergeben. Das Bautagebuch muss alle An-
gaben enthalten, welche für die Ausführung des 
Auftrags von Bedeutung sein können, mindestens aber 
nachfolgende Angaben: 

a) Leistungsstand, erbrachte Leistung; 
b) Personaleinsatz (Qualifikation, Mitarbeiteranzahl) 
c) erfolgte Lieferungen; 
d) fehlerhaft geliefertes Material; 
e) festgestellte Mängel und dazu erlassene Anweisun-

gen; 
f) Anweisungen, Fristsetzungen, Anleitungen; 
g) Erklärung zu Mehrmassen; 
h) Randbedingungen (Temperatur, Feuchtigkeit), ge-

troffene Schutzmaßnahmen; 
i) Kontrolle des Baustellenregimes (Wochenendsi-

cherheit); 
j) Aussagen zu Bauzeitenverlängerungen sowie Bau-

behinderungen. 

Eintragungen im Bautagebuch gelten jedoch nicht als 
schriftliche Behinderungsanzeige an den AG. In diesen 

Fällen ist vielmehr ein gesondertes Anschreiben erfor-
derlich. 

Das Bautagebuch ist dem AG wöchentlich vorzulegen 
und gilt nur bei Unterzeichnung durch den rechtsge-
schäftlich Vertretungsbevollmächtigten des AG als ge-
nehmigt. 

2.3.5 Der AN wird dem AG bei Vertragsunterzeichnung eine 
Liste aller für ihn in Betracht kommenden Sub- und 
Nachunternehmer vorlegen. 

Der AG ist berechtigt, vom AN vorgeschlagene Sub- und 
Nachunternehmer aus wichtigem Grund – Qualität der 
Leistung, Bonität und/oder fehlende Termintreue – ab-
zulehnen. 

Der AN steht dafür ein, dass sämtliche Lieferun-
gen/Leistungen ausschließlich an besonders erfahrene 
und leistungsfähige Sub- und Nachunternehmer verge-
ben werden. 

In jedem Fall darf der AN den Auftrag ganz oder teil-
weise durch Dritte nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des AG ausführen lassen. 

2.3.6 Muster und Proben der zur Verwendung vorgesehenen 
Materialien und Teile sind vom AN zu liefern und zu 
montieren. Die Kosten hierfür und für vom AG verlangte 
Prüfzeugnisse und Herstellungsnachweise trägt der AN. 
Hat sich der Auftraggeber des AG ihm gegenüber das 
Recht zur Entnahme von Proben und die Anforderung 
von Prüfzeugnissen und Herstellungsnachweisen vor-
behalten, so trägt der AN die Kosten, soweit seine Leis-
tung betroffen ist. 

2.3.7 Der AN hat die von dem AG gestellten Materialien, Ein-
bauteile etc. auf der Baustelle abzunehmen, abzuladen, 
zu lagern, zu sichern und zu warten. Der AG ist unver-
züglich davon zu unterrichten, wenn Material oder Ein-
bauteile nicht den Anforderungen der Leistungs-
beschreibung entsprechen. Nachträgliche Einwendun-
gen und Ansprüche sind ausgeschlossen, wenn für den 
AN erkennbar war, dass sie nicht den Anforderungen 
der Leistungsbeschreibung entsprechen. 

2.3.8 Es sind nur Materialien und Einbauteile von dem AN zu 
verwenden, die nach der geltenden Landesbauordnung 
zugelassen sind. Dies gilt sinngemäß auch für die Ver-
arbeitung. 

2.3.9 Der Platz für die Baustelleneinrichtung und Materialla-
gerung wird vom AG entsprechend den vorhandenen 
Möglichkeiten zugewiesen. Ggf. erforderliche Umlage-
rungen, mit denen während des Bauablaufs gerechnet 
werden muss, werden nicht vergütet. Für die Beschaf-
fung der für seine Arbeiten notwendigen Ver- und Ent-
sorgung für Energie und Wasser hat der AN selbst zu 
sorgen, soweit die Anschlüsse nicht bereits bauseits 
vorhanden sind und der AG ihre Nutzung zugelassen 
hat. Bei Nutzung vorhandener Ver- und Entsorgungsein-
richtungen, Flächen, Räume, Dienste, Geräte und Stoffe 
hat sich der AN an den Kosten zuzüglich eines ange-
messenen Verwaltungszuschlages zu beteiligen. 

2.3.10 Für die Aufstellung und Benutzung eigener wie auch 
fremder Gerüste, Geräte und Einrichtungen trägt der AN 
selbst die Verantwortung. 
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2.3.11 Der AN hat die von ihm ausgeführten Leistungen und 
die ihm dazu übergebenen Gegenstände bis zur Ab-
nahme vor Beschädigung und Diebstahl, Winterschä-
den und Grundwasser zu schützen, für die Ableitung 
des Tages- und Oberflächenwassers und die Beseiti-
gung von Eis und Schnee zu sorgen, soweit seine Leis-
tungen dadurch beeinträchtigt werden. Diese 
Leistungen sind in die Einheitspreise/den Pauschalpreis 
mit einzukalkulieren. Der AN ist für den Schutz seiner 
und der von ihm genutzten Materialien und Geräte 
selbst verantwortlich. 

2.3.12 Der AN ist verpflichtet, bei Ausführung seiner Arbeiten 
alle bestehenden und während der Ausführung in Kraft 
tretenden gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften zu 
beachten, insbesondere die Vorschriften der Bauauf-
sichtsbehörden, Gewerbeaufsichtsämter und Berufs-
genossenschaften. Der AN trägt die alleinige Verantwor-
tung für alle aus der Nichtbeachtung dieser Vorschriften 
sich ergebenden Folgen, Geldbußen und Ordnungsgel-
der sowie Personen- und Sachschäden. 

3 Mitwirkung des AG 

3.1 Konzeptionelle Prüfung durch AG / Verantwortung 
des AG 

Der AN darf seine Leistungen nur und ausschließlich 
aufgrund solcher Unterlagen, insbesondere Pläne, er-
bringen, die vom AG und/oder von seinem hierzu Be-
vollmächtigten (z. B. Projektleitung oder Ingenieurbüro) 
gesichtet und abgezeichnet worden sind. 

Trotz der Sichtung und Abzeichnung von Plänen und 
sonstigen Unterlagen durch den AG und/oder seine Be-
vollmächtigten bleibt die volle Verantwortung für die Pla-
nung und Ausführung der angebotenen/beauftragten 
Leistungen sowie die Koordinierung von Leistungen 
Dritter beim AN, sofern nicht der AG trotz Anmeldung 
von Bedenken durch den AN eine bestimmte Ausfüh-
rung anordnet oder sofern der AG bei der Sichtung und 
Abzeichnung auf offenkundige Mängel schuldhaft nicht 
hingewiesen hat. 

Der AN ist für die fachliche, funktionelle, konstruktive 
und maßliche Richtigkeit sowie die Vertragskonformität 
aller auszuführenden Leistungen allein verantwortlich. 
Vorstehender Absatz 2 bleibt insoweit unberührt. Eine 
technische Überprüfung der o. g., durch den AN vorge-
legten Unterlagen erfolgt durch den AG und/oder seine 
Bevollmächtigten nicht. Der AG weist dabei darauf hin, 
dass er die Pläne und sonstigen von dem AN zur Sich-
tung und Abzeichnung vorgelegten Unterlagen bei der 
Sichtung lediglich konzeptionell prüft. 

3.2 Vorlage Unterlagen / Planlieferungsterminplan 

Die zur Sichtung und Abzeichnung vorzulegenden Un-
terlagen sind in 2-facher Ausfertigung in Kopie durch 
den AN einzureichen. 

Der AG benötigt zur Sichtung und Abzeichnung der ein-
zelnen, durch den AN vorgelegten Unterlagen jeweils 
mindestens 7 Werktage. 

Zur Gewährleistung der fristgerechten Übergabe der 
entsprechenden Unterlagen an den AG und eines aus-

reichenden Vorlaufs zur eigentlichen Leistungserbrin-
gung erstellt der AN einen Planlieferungsterminplan, der 
nachfolgende Mindestangaben enthalten muss: 

a) Bezeichnung/Name Planunterlage; 
b) Starttermin „Sichtung AG“; 
c) Endtermin „Sichtung AG“; 
d) Starttermin „Leistungserbringung“. 

Ggf. erforderliche Zeiträume für Korrekturen und eine 
wiederholte Vorlage der entsprechenden Unterlagen 
beim AG sind hierbei zu berücksichtigen. 

3.3 Baustellenberechtigung 

Den vom AG beauftragten Personen ist der Zugang und 
die Besichtigung der Baustelle jederzeit gestattet und zu 
ermöglichen. 

4 Leistungsänderungen / Zusatzleistungen 

4.1 Bauverträge gemäß § 650a BGB 

4.1.1 Es gelten die §§ 650b ff. BGB mit folgenden Maßgaben: 

4.1.2 Der AG stellt sein Änderungsbegehren gemäß § 650b 
Absatz 1 BGB in Textform.  

4.1.3 Der AN hat sein Angebot gemäß § 650b Absatz 1 Satz 
2 BGB binnen 5 Werktagen nach Zugang des Ände-
rungsbegehrens des AG gemäß § 650b Absatz 1 BGB 
zu erstellen. Für die Wahrung der Frist ist der Zugang 
des Angebotes bei dem AG maßgeblich. Alternativ 
muss der AN unter Darlegung von Gründen mitteilen, 
weshalb ihm eine Angebotslegung binnen 5 Werktagen 
nicht möglich ist. 

4.1.4 Hat der AG gemäß § 650b Absatz 1 Satz 4 BGB für die 
Angebotserstellung eine Planung zur Verfügung zu stel-
len, ist diese vom AN nach Zugang des Änderungsbe-
gehrens unverzüglich, spätestens jedoch binnen 4 
Werktagen nach Zugang des Änderungsbegehens beim 
AG unter Benennung der für die Angebotserstellung not-
wendigen Informationen in Textform abzufordern. In die-
sem Fall beginnt die Frist gemäß Ziffer 4.1.3 ab Zugang 
der Planung beim AN zu laufen. Sollte der AN innerhalb 
der vorgenannten Frist keine Planung abfordern, hat er 
die Planungsleistung selbst zu erbringen. 

4.1.5 Das Angebot des AN verhält sich mindestens über ein 
Leistungsverzeichnis mit Einheitspreisen und Vorders-
ätzen. Das Angebot des AN muss für den AG prüfbar 
sein. 

4.1.6 Erfüllt das Angebot des AN nicht die gesetzlichen sowie 
die in Ziff. 4.1.5 geregelten Mindestanforderungen oder 
aber legt der AN kein oder ein gemäß Ziff. 4.1.3 verspä-
tetes Angebot vor, hat der AG abweichend von § 650b 
Absatz 2 Satz 1 BGB bereits nach 5 Werktagen ein An-
ordnungsrecht. 

4.1.7 Ist offensichtlich, dass eine Einigung gemäß § 650b Ab-
satz 1 BGB nicht zustande kommt, kann der AG abwei-
chend von § 650b Absatz 2 Satz 1 BGB die Änderung 
umgehend anordnen. 
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4.1.8 Dem AG bleibt auch bei Anordnung der Einwand, es 
handele sich tatsächlich nicht um eine Änderung des 
Vertrages, sondern um eine vom ursprünglich geschul-
deten Leistungsumfang umfasste Leistung des AN er-
halten. 

4.1.9 Das Anordnungsrecht des AG gemäß § 650b Absatz 1 
BGB umfasst auch das Recht, zeitliche Anordnungen 
und Beschleunigungsanordnungen zu treffen. 

4.1.10 Legt der AN kein Angebot oder aber ein nicht prüfbares 
Angebot oder aber verspätetes Angebot gemäß Ziff. 
4.1.3 vor, sind § 650c Absatz 3 Satz 1 BGB sowie das 
Recht auf Beantragung des Erlasses einer einstweiligen 
Verfügung ausgeschlossen 

4.1.11 Wählt der AN für die Geltendmachung seines Vergü-
tungsanspruchs die Abrechnungsmethode gemäß 
§ 650c Absatz 1 Satz 1 BGB, trägt er die Beweislast für 
den Umstand, dass es sich um die tatsächlich erforder-
lichen Kosten handelt.  

4.1.12 Ergänzend zu § 650c Absatz 2 BGB hat der AN bei ei-
nem Angebotsvolumen ab 20.000 € netto vor Vertrags-
schluss die Formblätter „Preisermittlung Zuschlags-
kalkulation“ sowie „Aufgliederung der Einheitspreise“ 
auszufüllen, welche Vertragsbestandteil sind. Sollten 
die Kostenansätze denjenigen in der Urkalkulation wi-
dersprechen, geltend die Kostenansätze in den Form-
blättern. Beiden Parteien bleibt der Einwand 
vorbehalten, dass die Kostenansätze nicht den tatsäch-
lich erforderlichen Kosten entsprechen. 

4.1.13 Die in dem Formblatt „Preisermittlung Zuschlagskalku-
lation“ genannten Zuschläge für AGK, Wagnis und Ge-
winn gelten als angemessen im Sinne des § 650c 
Absatz 1 Satz 1 BGB. 

4.1.14 Besteht zwischen AG und AN Uneinigkeit darüber, ob 
eine vom AG geforderte Leistung vom ursprünglich ge-
schuldeten Leistungsumfang des AN umfasst ist oder 
nicht, trägt der AN sämtliche Folgen, die daraus resul-
tieren, dass er dem Ausführungswunsch des AG nicht 
nachkommt, d.h. insbesondere die sich aus dem Ver-
handlungszeitraum und der Dauer des einstweiligen 
Verfügungsverfahrens ergebenden Folgen, sofern diese 
vom AN zu vertreten sind. 

4.1.15 Abweichend von § 650c Absatz 3 BGB ist der AG, sofern 
aufgrund einer Anordnung gemäß § 650b BGB das Ge-
samtauftragsvolumen um mehr als 5 % brutto über-
schritten wird, zur Abwendung einer gerichtlichen 
Entscheidung im einstweiligen Verfügungsverfahren be-
rechtigt, über 80 % des streitigen Betrages Zug um Zug 
gegen Zahlung eine Sicherheit zu verlangen, welche 
ausschließlich eine aus dieser Anordnung resultierende 
Überzahlung sichert. Der AG hat dem AN die üblichen 
Kosten der Sicherheitsleistung auf Nachweis bis zu ei-
nem Höchstsatz von 2 vom Hundert für das Jahr zu er-
statten. 

4.2 Werkverträge im Übrigen 

4.2.1 Änderungsrecht AG 

Der AG ist grundsätzlich berechtigt, die vertragsgegen-
ständlichen Leistungen, z. B. durch Änderung des Ent-
wurfs, zu ändern, den Leistungsumfang zu vergrößern 

und zu vermindern. Hinsichtlich etwaiger Leistungsän-
derungen und/oder Zusatzleistungen („Nachtragsleis-
tungen“) gelten die einschlägigen Regelungen der 
VOB/B, soweit in den Vertragsbestandteilen nichts an-
deres geregelt ist. 

4.2.2 Vergütungsvoraussetzung 

a) Spätestens 12 Werktage nach mündlichem 
und/oder schriftlichem Eingang der Anordnungen 
des AG sind durch den AN Nachtragsangebote über 
die entsprechenden Nachtragsleistungen beim AG 
schriftlich einzureichen. Die Nachtragsangebote ha-
ben nachfolgende Mindestangaben und Mindestun-
terlagen auszuweisen: 

(1) Lieferungs-/Leistungsgegenstand; 
(2) Liefer-/Leistungspreis (Einzelpreise, Gesamt-

preis); 
(3) Hinweis auf zeitliche Auswirkungen bezüglich 

der vertraglich vereinbarten Termine bzw. der 
aktuellen Ausführungsterminsituation – Ge-
genüberstellung der Folgen von Beauftragung 
und Nichtbeauftragung der Nachtragsleistung; 

(4) Kalkulationsnachweis mit Einzelbelegen (z. B. 
Material, Sub- und Nachunternehmerleistun-
gen). 

Der AG ist berechtigt, Nachtragsangebote, die nicht 
die geforderten Mindestangaben und Mindestunter-
lagen enthalten, zurückzuweisen und zu verlangen, 
dass ein den o. g. Mindestanforderungen entspre-
chendes Nachtragsangebot eingereicht wird. Die 
sich hieraus ergebenden Auswirkungen auf Ter-
mine, Kosten etc. hat der AN zu tragen. 

b) Der Nachtragsauftrag kommt erst mit der schriftli-
chen Beauftragung zustande. 

c) Die Höhe der Vergütung ist gedeckelt auf die ortsüb-
lichen und angemessenen Preise. 

4.2.3 Ausführungspflicht AN 

Die Vereinbarung der jeweiligen Minderkosten bzw. 
Mehrkosten (Beauftragung der Nachtragsangebote) soll 
vor Ausführung getroffen werden. 

Auch sofern es im Einzelfall bis zum Abschluss einer 
Beauftragung nicht möglich sein sollte, die Kosten für 
die Nachtragsleistungen abschließend zu vereinbaren, 
weil die Parteien sich im Einzelfall nicht über deren Höhe 
und/oder die Kostentragungsverpflichtung verständigen 
können, ist der AN zur Ausführung der Leistungen ver-
pflichtet, wenn der AG dieses schriftlich anordnet. Die 
Parteien haben sich unabhängig davon über die Vergü-
tungspflicht und Vergütungs-höhe zu verständigen. 

4.2.4 Zeitliche / bauablaufbezogene Folgen von Änderungs- 
und Zusatzaufträgen 

Führen Änderungs- und Zusatzaufträge des AG zu zeit-
lichen und/oder bauablaufbezogenen Verzögerungen 
und Behinderungen, so hat der AN hierauf bereits vor 
Ausführung, spätestens jedoch innerhalb von 12 Werk-
tagen nach Eingang der Anordnung oder des Eintritts 
des behindernden Ereignisses, zusammen mit dem 
Nachtragsangebot schriftlich hinzuweisen, und zwar un-
ter Angabe der voraussichtlichen Verzögerungsdauer 
und sonstigen Behinderungsfolgen. 
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5 Ausführungsfristen 

5.1 Vertragstermine 

Für die Ausführung der Leistungen des AN gelten die 
vertraglich festgelegten Termine. Die Ausführung ist an 
dem vereinbarten Termin zu beginnen, angemessen zu 
fördern und zu vollenden. 

5.2 Arbeitsablaufplan 

Auf Verlangen des AG ist der AN verpflichtet, unverzüg-
lich auf eigene Kosten einen detaillierten Arbeitsablauf-
plan zu erstellen, der die vereinbarten Vertragstermine 
berücksichtigt, aus dem sich die zu verwendenden Ar-
beitskräfte, Geräte und das erforderliche Material erge-
ben und seine ausreichende Kapazität nachzuweisen. 
Der Arbeitsablaufplan ist dem AG unverzüglich vorzule-
gen und mit diesem abzustimmen. 

5.3 Verlängerung der Bauzeit 

5.3.1 Die vereinbarten Termine können sich aus verschiede-
nen Gründen noch verzögern, insbesondere durch 
Streiks, höhere Gewalt, Aussperrung etc. Der AG hat im 
Fall der Nichteinhaltung der Termine dann Anspruch auf 
Ersatz eines Verzugsschadens sowie der vereinbarten 
Vertragsstrafe, wenn der AN die Verzögerung zu vertre-
ten hat. Hierzu gelten – nachrangig zu den Vorschriften 
dieses Vertrages nebst Anlagen – die Bestimmungen 
gemäß VOB/B. Soweit der AN geltend macht, eine Ver-
zögerung nicht zu vertreten, hat er die hierfür maßgebli-
chen Umstände nachvollziehbar darzulegen und zu 
belegen. 

5.3.2 Witterungseinflüsse haben grundsätzlich keinen Ein-
fluss auf die vereinbarten Ausführungsfristen, auch 
wenn tatsächlich eine Behinderung oder Unterbrechung 
in der Bauausführung eingetreten ist, soweit es sich um 
Witterungseinflüsse handelt, mit denen bei Abgabe des 
Angebots normalerweise gerechnet werden musste. 
Ebenso sind Terminänderungen wegen Material- 
und/oder Arbeitskräftemangel ausgeschlossen. 

Unter Witterungseinflüssen sind alle Umstände zu ver-
stehen, die nach dem allgemeinen Sprachgebrauch so-
wohl in ihrer Entstehung als auch in ihrer Auswirkung 
auf die Witterung zurückzuführen sind; maßgebliche An-
haltspunkte geben insoweit die örtlichen und jahreszeit-
lichen Verhältnisse. Lediglich außergewöhnliche und 
unerwartet stark auftretende Witterungseinflüsse kön-
nen eine Verlängerung der Ausführungsfrist bewirken, 
sofern der AN die Folgen dieser Witterungseinflüsse 
nicht mit zumutbaren Mitteln abwenden kann und aus-
schließlich Gewerke bzw. Arbeiten betroffen sind, deren 
Ausführung unmittelbar durch die Wetterverhältnisse 
beeinflusst werden oder von diesen abhängig sind. Zur 
Feststellung, ob es sich um außergewöhnlich und uner-
wartet stark auftretende Witterungseinflüsse handelt, ist 
auf das statistische Mittel der letzten 10 Jahre nach den 
Erkenntnissen des Deutschen Wetterdienstes für den 
Ort der Baumaßnahme abzustellen. 

5.3.3 Zur Sicherstellung der vertraglich vereinbarten Termine 
ist der AG berechtigt, bei drohender oder eingetretener 
Verzögerung die Durchführung von Beschleunigungs-
maßnahmen vorzuschlagen. Der AN hat dem AG inner-
halb von 5 Werktagen nach Aufforderung ein 
schriftliches Angebot mit geeigneten Beschleunigungs-
maßnahmen, deren technischer Umsetzbarkeit sowie 
den damit verbundenen Mehrkosten zu unterbreiten. 

Der AG wird nach Prüfung des Angebots über die Be-
auftragung der Maßnahmen entscheiden. Der AN ver-
pflichtet sich, beauftragte Beschleunigungs-
maßnahmen ordnungsgemäß und fristgerecht umzuset-
zen. 

Die Anordnung von Beschleunigungsmaßnahmen 
durch den AG stellt kein Anerkenntnis einer Bauzeitver-
längerung oder eines vom AG zu vertretenden Verzugs 
dar. Eine Anpassung der Ausführungsfristen erfolgt nur, 
wenn dies ausdrücklich vereinbart wird. 

5.3.4 Der AG haftet nicht für Verzögerungen, die durch Um-
stände verursacht werden, die außerhalb seines Ein-
flussbereichs liegen oder die nicht von ihm, seiner 
Geschäftsleitung oder seinen leitenden Angestellten 
vorsätzlich oder grob fahrlässig zu vertreten sind. Eine 
Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen, 
soweit keine wesentlichen Vertragspflichten (Kardinal-
pflichten) verletzt werden. Im Fall der Verletzung solcher 
Pflichten ist die Haftung auf den vertragstypischen, vor-
hersehbaren Schaden begrenzt.  

5.4 Einigungsphase/Verhandlungsphase 

Die Parteien sind sich einig, dass die Einigungs-
phase/Verhandlungsphase gemäß § 650 b Absatz 2 
Satz 1 BGB die Ausführungsfristen grundsätzlich nicht 
berührt, insbesondere diese Fristen nicht verlängert. 

6 Behinderung und Unterbrechung der  
Ausführung 

6.1 Grundsätze 

Der AN hat seine Arbeiten so durchzuführen, dass an-
dere am Bau tätige Unternehmen nicht behindert oder 
geschädigt werden. Er muss rechtzeitig und ausrei-
chend für alle erforderlichen Unterrichtungen oder Ab-
stimmungen – auch mit dem AG – bezüglich seines 
technischen und zeitlichen Arbeitsablaufes Sorge tra-
gen. 

Der AG hat das Recht, vom AN jederzeit die Unterbre-
chung (Sistierung) der weiteren Auftragsdurchführung 
zu verlangen. Aus Sistierungen bis maximal 3 Monate 
wird der AN keine Forderungen stellen. 

6.2 Bauübliche Störungen 

Bauübliche Störungen, wie z. B. unvermeidbare gegen-
seitige Behinderungen durch parallel arbeitende Ge-
werke, witterungsbedingte Einschränkungen oder 
übliche Baustellenlogistik, sind vom AN grundsätzlich 
hinzunehmen, sofern sie im Rahmen des üblichen Bau-
ablaufs auftreten und keine wesentliche Beeinträchti-
gung seiner Leistung darstellen. Solche Störungen 
berechtigen den AN nicht zu Mehrvergütungs- oder Ter-
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minansprüchen, es sei denn, sie überschreiten das zu-
mutbare Maß oder wurden vom AG schuldhaft verur-
sacht. 

6.3 Anzeigepflicht 

Der AN ist verpflichtet, sämtliche Behinderungen in der 
Ausführung, welche die termingerechte Ausführung sei-
ner Leistungen in Frage stellen, dem AG unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen, damit der AG die Möglichkeit hat, 
ggf. für Abhilfe zu sorgen. 

7 Vergütung 

7.1 Grundsätze 

Der AN versichert, dass er sich über alle die Preisbe-
rechnung und Bauausführung relevanten Tatsachen 
durch Besichtigung und Erkundigung informiert hat. 

Der AN erklärt weiter, sämtliche Massen aus den ihm 
zur Verfügung gestellten Unterlagen eigenverantwort-
lich ermittelt zu haben. Ferner erhält der AN keine ge-
sonderte Vergütung für Leistungen, die zwar nicht in der 
Leistungsbeschreibung enthalten sind, allerdings zur 
sach- und fachgerechten Erbringung des geschuldeten 
Bausolls zwingend erforderlich sind. 

7.2 Inhalt der Vertragspreise 

Die Vertragspreise enthalten alles, was zur vollständi-
gen vertragsgemäßen und funktionsbereiten Ausfüh-
rung der vereinbarten Leistungen notwendig ist, 
einschließlich aller Lohn- und Gehaltsnebenkosten, so-
weit keine gesonderte Vergütung hierfür im Leistungs-
verzeichnis vorgesehen ist. Sie enthalten auch – sofern 
für die ausgeschriebenen Leistungen erforderlich – die 
Kosten für behördliche Genehmigungen, Abnahmen, 
Zulassungen und Prüfzeugnisse. Die Vertragspreise 
bleiben bis zur Fertigstellung der Leistung unverändert 
und ohne Rücksicht auf zwischenzeitlich eingetretene 
Lohn-, Material- oder sonstige Preiserhöhungen. Gleit-
klauseln sind nur gültig, wenn sie bei Vertragsabschluss 
schriftlich vereinbart sind. 

7.3 Abgeltung Pauschalfestpreis 

Bei Vereinbarung eines Pauschalpreises ist mit dem 
vereinbarten Preis alles abgegolten, was zur vollständi-
gen, funktionsfähigen, betriebsbereiten, ordnungsge-
mäßen, bezugsfertigen und termingerechten 
Ausführung und Lieferung der Leistungen nach den ver-
traglichen Vereinbarungen notwendig ist, auch wenn 
und soweit sich erforderliche Einzel- oder Nebenleistun-
gen aus der Funktional-/ Leistungsbeschreibung 
und/oder den übrigen Vertragsgrundlagen nicht aus-
drücklich ergeben sollten, jedoch zur Erreichung des 
vertraglich zugesagten Erfolges notwendig zu erbringen 
sind. 

Der Pauschalfestpreis ist ein Festpreis. In dem Pau-
schalfestpreis sind alle Kosten von Seiten des AN für die 
fertige Leistung nach den vertraglichen Vereinbarungen 
enthalten. Nachforderungen sind auch für den Fall au-
ßergewöhnlicher Steigerungen von Material- oder Lohn-
kosten ausgeschlossen. Auch Rechenfehler und 
sonstige Irrtümer in der Preisermittlung und Einschät-
zung des Bestandes durch den AN bedingen keinerlei 
Änderungen des Pauschalfestpreises. Eine Vergütung 

über den Pauschalfestpreis hinaus ist im Übrigen aus-
geschlossen, soweit es zu keiner Beauftragung von 
Nachtragsleistungen oder Beschleunigungsmaßnah-
men kommen. 

7.4 Tag- oder Stundenlohnarbeiten 

Tag- oder Stundenlohnarbeiten werden grundsätzlich 
nicht anerkannt, es sei denn, diese werden vom AG aus-
drücklich schriftlich angeordnet oder zwischen dem AG 
und dem AN schriftlich vereinbart. Vereinbarungen über 
Tag- und Stundenlohnarbeiten sind ausschließlich mit 
dem AG oder seinem rechtsgeschäftlich Bevollmächtig-
ten selbst zu treffen; für die Anordnung ist ebenfalls aus-
schließlich der AG oder sein rechtsgeschäftlich 
Bevollmächtigter zuständig. Stundenlohnzettel sind 
werktäglich, spätestens am folgenden Arbeitstag nach 
Leistungserbringung, vom AN einzureichen. Eine etwa-
ige Abzeichnung der Stundenlohnzettel durch den AG 
und die damit verbundene Anerkenntniswirkung betref-
fen nur Art und Umfang der erbrachten Leistungen, nicht 
jedoch die Vergütungspflicht. Nicht abgezeichnete 
und/oder nicht zurückgegebene Stundenlohnzettel ha-
ben gar keine Anerkenntniswirkung. 

7.4.1 Nachlass 

Die von den Parteien vereinbarten Nachlässe gelten 
auch für Zusatzaufträge und/oder Nachtragsaufträge 
sowie Stundenlohnarbeiten. 

8 Zahlungen 

8.1 Abschlagszahlungen 

Der AG leistet auf die zu zahlende Gesamtvergütung 
Abschlagszahlungen ausschließlich nach dem am Leis-
tungsstand festgelegten Zahlungsplan, sofern ein sol-
cher vereinbart wurde und der AN seine Leistung 
planmäßig fortsetzt. Abschlagszahlungen werden dann 
fällig 30 Tage nach den im Zahlungsplan festgelegten 
auslösenden Ereignissen sowie entsprechender schrift-
licher Bestätigung des AN und postalischem bzw. elekt-
ronischem Rechnungseingang, nicht jedoch vor den im 
Zahlungsplan genannten Terminen. 

Sofern kein Zahlungsplan vereinbart wurde, ist der AN 
berechtigt, Abschlagsrechnungen für vertragsgemäß er-
brachte Leistungen einschließlich etwaiger Nachtrags-
leistungen monatlich zu stellen und wenn der AN seine 
Leistung planmäßig fortsetzt. Insoweit gelten die ein-
schlägigen Regelungen der VOB/B, soweit in den Ver-
tragsbestandteilen nichts anderes geregelt ist. Die 
Fälligkeit von Abschlagsrechnungen tritt jeweils inner-
halb von 30 Tagen ab postalischem / elektronischem 
Zugang beim AG ein, wenn der Abschlagsrechnung 
eine geprüfte Aufstellung über die ausgeführten und ab-
gerechneten Leistungen beigefügt ist. 

Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haf-
tung und Mängelhaftung des AN; sie gelten nicht als Ab-
nahme von Teilen der Leistung, stellen kein 
Anerkenntnis des erreichten Bauten-/ Leistungstandes 
und auch keine Genehmigung nicht beauftragter Nach-
träge dar. 

8.2 Schlussrechnung 

Die Schlussrechnung muss spätestens 6 Wochen nach 
vollständiger Leistungserbringung und Durchführung 
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der Endabnahme beim AG eingereicht werden. In der 
Schlussrechnung müssen die bisher geleisteten Ab-
schlagszahlungen jeweils nochmals einzeln aufgeführt 
werden. 

Die Schlussrechnung wird 30 Tage nach Zugang der 
prüffähigen Schlussrechnung beim AG und förmlicher 
Abnahme des Bauvorhabens gemäß Ziffer 10.2 durch 
den AG zur Zahlung fällig. Überschreitet die Abrech-
nungssumme (netto) den Betrag von 100.000 €, beträgt 
die Zahlungsfrist 60 Tage nach Eingang der prüffähigen 
Schlussrechnung. 

Fälligkeitsvoraussetzung für die Schlusszahlung ist dar-
über hinaus, dass die Abrechnungsunterlagen gem. 
§ 16 VOB/B und die Unterlagen gemäß 14.1 sowie der 
Ergänzungsvereinbarung AEntG, MiLoG, etc. vollstän-
dig, aktualisiert und ordnungsgemäß mit der Schluss-
rechnung übergeben sind. 

8.3 Zahlungen bei Rechnungseingang nach dem 
20. Dezember  

Der AN ist darüber informiert, dass sich bei einem Rech-
nungseingang nach dem 20. Dezember aufgrund der 
Betriebsferien des AG über die Weihnachts- und Neu-
jahrszeit die Zahlungsfrist entsprechend verlängert. In 
diesem Fall beginnt die Zahlungsfrist frühestens mit 
dem ersten Werktag der ersten Kalenderwoche des 
neuen Jahres. 

8.4 Skonto 

8.4.1 Die Parteien vereinbaren einen Skonto in Höhe von 3 % 
des jeweils geschuldeten Betrages bei Zahlungsein-
gang beim AN innerhalb von 14 Werktagen nach posta-
lischem Rechnungseingang beim AG. Bei der 
Schlussrechnung erhöht sich die Skontofrist auf 
21 Werktage nach Rechnungseingang beim AG.  

8.4.2 Nachforderungen sind ausgeschlossen, sofern der AN 
dem Skontoabzug nicht unverzüglich, spätestens inner-
halb von 5 Arbeitstagen ab Zahlungseingang, textlich 
widerspricht. 

8.4.3 Für die Rechtzeitigkeit kommt es auf das Datum des 
Überweisungsauftrages an. 

8.5 Rechnungsadresse 

Rechnungsanschrift ist: 

Knoll GmbH & Co. KG 
Eichenallee 88 
49733 Haren 
 
rechnung@knoll-bau.de 
 

8.6 Anforderungen an die Rechnung 

Die Rechnungen sind dem Zwecke nach als Abschlags- 
und Schlussrechnung zu bezeichnen und durchlaufend 
zu nummerieren. In jeder Rechnung sind unter Angabe 
der Bestellnummer Umfang und Wert aller bisherigen 
Leistungen und die bereits erhaltenen Zahlungen kumu-
liert mit gesondertem Ausweis der darin enthaltenen 
Umsatzsteuerbeträge anzugeben. 

Ab dem 1. Januar 2025 sind Rechnungen grundsätzlich 
im gesetzlich vorgeschriebenen strukturierten elektroni-
schen Format gemäß § 14 UStG in Verbindung mit der 

EU-Norm EN 16931 zu übermitteln. Zulässige Formate 
sind insbesondere XRechnung oder ZUGFeRD ab Ver-
sion 2.0.1 (ausgenommen Profile MINIMUM und 
BASIC-WL). Eine Rechnung im PDF-Format gilt nicht 
als elektronische Rechnung im Sinne der gesetzlichen 
Vorgaben. 

Übergangsregelung: Für Leistungen, die im Zeitraum 
vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2026 erbracht 
werden, dürfen Rechnungen ausnahmsweise noch in 
anderen elektronischen Formaten (z. B. PDF) übermit-
telt werden, sofern der Empfänger dem zustimmt. Ab 
dem 1. Januar 2027 ist die Verwendung eines struktu-
rierten elektronischen Formats verpflichtend – unabhän-
gig von der Zustimmung des Empfängers.  

Die Rechnungen, die diesen Anforderungen und denen 
des § 14 UStG nicht genügen, werden zurückgewiesen. 
Die sodann vom AN neu zu erstellende, ordnungsge-
mäße Rechnung, die die vorgenannten Anforderungen 
erfüllt, ist mit dem aktuellen Ausstelldatum zu versehen. 

8.7 Freistellungsbescheinigung des AN 

Der AN ist verpflichtet, die Freistellungsbescheinigung 
für die Bauabzugssteuer gem. § 48 b EStG bei Ver-
tragsunterzeichnung dem AG vorzulegen. Liegt diese 
Freistellungsbescheinigung nicht spätestens bei Rech-
nungstellung durch den AN vor, kann der AG Zahlungen 
nur unter Abzug von 15 % zzgl. Umsatzsteuer des je-
weiligen Rechnungsbetrages an den AN leisten. 

8.8 Digitaler Posteingang 

Bei digitalem Rechnungseingang gilt als Posteingangs-
datum im vertraglichen Sinne der nächste betriebsübli-
che Arbeitstag des Rechnungsempfängers nach 
Eingang auf dem Server des AG. 

9 Forderungsabtretung des AN  

Dem AN ist die Abtretung von ihm aus der Geschäfts-
verbindung mit dem AG gegen diesen zustehende For-
derungen an Dritte ohne schriftliche Zustimmung des 
AG nicht gestattet. 

10 Aufmaß und Abnahmen 

10.1 Aufmaß 

Die Abrechnung der Vergütung des AN erfolgt bei Ein-
heitspreisverträgen auf der Grundlage des Aufmaßes 
der tatsächlich ausgeführten Leistungen. Das Aufmaß 
ist von dem AN und dem AG gemeinsam zu erstellen 
und zu unterzeichnen. 

Der AN hat dem AG mit einem Vorlauf von wenigstens 
14 Werktagen einen Termin zur Erstellung des Aufma-
ßes zu benennen. Erscheint der AG zu einem vereinbar-
ten Termin nicht, hat der AN ihm unter Berücksichtigung 
einer angemessenen Frist einen neuen Termin vorzu-
schlagen. Dem AG bleibt es unbenommen, das Aufmaß 
auf seine Richtigkeit nachzuprüfen. 

10.2 Förmliche Abnahme 

10.2.1 Nach ordnungsgemäßer Erbringung der geschuldeten 
Gesamtleistung findet eine förmliche Schlussabnahme 
statt. 
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Nach dem Stellen eines Abnahmeverlangens des AN ist 
der AG verpflichtet, dem AN zwei Abnahmetermine zu 
nennen, die innerhalb der 12-Tages-Frist des § 12 Ab-
satz 1 VOB/B liegen. 

Auch Teilabnahmen, die nur auf ausdrückliche Anord-
nung des AG durchzuführen sind, erfolgen förmlich. 

Auch Mängelbeseitigungsarbeiten nach erfolgter Ab-
nahme/Teilabnahme sind förmlich abzunehmen. 

Es sind jeweils Abnahmeprotokolle durch den AG zu er-
stellen, die von beiden Vertragsparteien zu unterzeich-
nen sind. 

Eine fiktive Abnahme sowie eine Abnahme durch Inge-
brauchnahme der Werkleistung sind ausgeschlossen. 

10.2.2 Vor der Beantragung der Abnahme ist rechtzeitig eine 
gemeinsame Vorbegehung zwischen AN und AG durch-
zuführen. Diese sollte in der Regel spätestens 4 Wo-
chen vor dem geplanten Abnahmetermin stattfinden, um 
etwaige wesentliche Mängel rechtzeitig zu identifizieren 
und deren Beseitigung zu ermöglichen. Die dabei fest-
gestellten wesentlichen Mängel sind bis zum Abnahme-
termin zu beseitigen. Die Abnahme kann nicht verlangt 
werden, solange noch wesentliche Mängel vorhanden 
sind. Mängel sind insbesondere, jedoch nicht aus-
schließlich dann wesentlich, wenn sie die Gefahr we-
sentlicher Folgeschäden in sich bergen oder den 
vertragsgemäßen Gebrauch des Bauwerks nicht nur un-
wesentlich beeinträchtigen.  

10.2.3 Der AG behält sich vor, seine Aufwendungen für vom 
AN zu vertretende zusätzliche Abnahmebegehungen 
geltend zu machen, die nach der Erstbegehung entste-
hen. 

Voraussetzung für die Abnahme ist außerdem insbe-
sondere:  

 Der Nachweis der vertragsgemäßen Leistung durch 
entsprechende mangelfreie Bescheinigungen über 
Prüfungen, Leistungsmessungen usw. durch TÜV, 
VdS und/oder Sachverständige, sofern der Nach-
weis erforderlich ist und/oder vom AG verlangt wird. 

 Die Übergabe sämtlicher Revisionspläne /-unterla-
gen / Bestandspläne, spätestens mit der Abnahme 
an den AG. 

10.2.4 Bis zur Abnahme nicht mehr sichtbare oder nicht mehr 
zugängliche Teilleistungen sind nach ihrer Fertigstel-
lung, die dem AG schriftlich anzuzeigen ist, gemeinsam 
zu überprüfen. Hierüber ist ein schriftliches Protokoll 
vom AN zu erstellen. Derartige Überprüfungen und Pro-
tokolle haben nicht den Charakter von Teilabnahmen 
oder Abnahmen. 

10.2.5 Werden vor oder während einer Abnahme Mängel fest-
gestellt oder liegen behördliche Beanstandungen vor, so 
sind diese unverzüglich in angemessener Frist vom AN 
zu beheben. 

Leistungen, die schon während der Ausführung als 
mangelhaft erkannt werden (§ 4 Absatz 7 VOB/B), kann 
der AG nach fruchtlosem Ablauf einer angemessenen 
Nachbesserungsfrist auch ohne Kündigung des Auf-
trags auf Kosten des AN nachbessern/durch mangel-
freie Leistungen ersetzen lassen. Der AN hat dem AG 
die hierdurch entstehenden Kosten zu ersetzen. 

10.2.6 Im Fall einer Abnahmeverweigerung des AG gilt § 650g 
BGB mit der Maßgabe, dass ein Termin zur Zustands-
feststellung zwischen den Parteien dergestalt mitzutei-
len ist, dass mit einer Vorankündigungsfrist von einer 
Woche drei Alternativtermine an drei unterschiedlichen 
Tagen zu den üblichen Geschäftszeiten mitgeteilt wer-
den. 

11 Gewährleistung / Sicherheiten 

11.1 Gewährleistungsfristen 

Es werden die nachfolgend aufgeführten Fristen für die 
Mängelhaftung vereinbart:  

11.1.1 Die Mängelhaftung beträgt 10 Jahre und 3 Monate für: 

a) Dachdeckungs- und Dacheindichtungsarbeiten jeg-
licher Art, wie z. B. Bitumen-, Foliendichtung usw., 
sowohl für das Material als auch für die Verarbei-
tung, einschließlich aller Anschlüsse an andere 
Bauteile, Fugen usw., einschließlich eventueller Ar-
beiten mit kleinformatigen Blechabdeckungen usw.; 

b) Abdichtungsarbeiten aller Art innerhalb und außer-
halb des Gebäudes. 

c) AKR-Schäden bei Baukonstruktionen aus Beton 

11.1.2 Die Mängelhaftung beträgt 5 Jahre und 3 Monate für: 

a) alle übrigen Bau- und sonstigen Leistungen und 
Bauteile aus dem Vertrag; 

b) für Funktionen des gesamten Bauwerkes, einzelner 
Bauteile und der technischen Anlagen – so weit 
nicht Teile der technischen Anlagen der Verjährung 
nach Ziffer 11.1.3 unterliegen; 

c) einschließlich aller Beschläge und sonstigen von 
Hand zu bewegenden Teile. 

11.1.3 Die Mängelhaftung beträgt, soweit keine Wartung durch 
den AG sichergestellt ist, 2 Jahre für: 

d) alle maschinellen, drehenden und sich bewegen-
den Teile, Motoren, Pumpen, Verschleißteile, z. B. 
Keilriemen usw.; 

e) alle Leuchtmittel (bei einschichtigem Betrieb und 
2.000 Stunden pro Jahr); 

f) Anwachsgarantie für alle Pflanzungen; 
g) alle elektrotechnischen / elektronischen Bauteile. 

11.2 Gewährleistungsbeginn 

Die Mängelhaftungsfrist beginnt mit der förmlichen 
Schlussabnahme der gesamten Leistung. 

11.3 Abtretung Gewährleistungsansprüche 

Der AN tritt dem AG hiermit sämtliche Gewährleistungs- 
und Schadensersatzansprüche gegen seine Sub- und 
Nachunternehmer, Lieferanten oder sonstige am Bau 
Beteiligte aus diesem Bauvorhaben ab. Der AG nimmt 
die Abtretung hiermit an. 

Die vorstehende Abtretung lässt die Haftung des AN ge-
genüber dem AG unberührt. Insbesondere steht es dem 
AG frei, wen er in Anspruch nimmt, ggf. auch gesamt-
schuldnerisch. 
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11.4 Mängelhaftungssicherheit 

11.4.1 Zur Absicherung der Mängelhaftungs- und Garantiean-
sprüche des AG wird vom AN für die Dauer der Mängel-
haftungsfrist bei einer Brutto-Abrechnungssumme von 
über 1.000 € eine Sicherheit in Höhe von 5 % der 
(Brutto-) Abrechnungssumme einschließlich aller Nach-
träge wie folgt geleistet: 5 % der (Brutto-) Abrechnungs-
summe in ihrer objektiv richtigen Höhe einschließlich 
aller Nachträge können vom AG von der letzten Zahlung 
(gemäß Zahlungsplan) Zug um Zug gegen Rückgabe 
der Vertragserfüllungsbürgschaft einbehalten werden. 
Der AG ist nicht verpflichtet, den einbehaltenen Sicher-
heitseinbehalt auf ein Sperrkonto einzuzahlen bzw. zu 
verzinsen. 

Bei (Brutto-) Abrechnungssummen unter 50.000 € kann 
nach alleiniger Entscheidung des AN auf die Absiche-
rung der Mängelhaftungs- und Garantieansprüche des 
AG verzichtet werden. Für diesen Fall gewährt der AN 
einen weiteren Nachlass von 2,5 %. 

11.4.2 Der AN ist berechtigt, diesen Einbehalt durch eine un-
bedingte, unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldne-
rische Bürgschaft eines den Anforderungen des § 17 
Absatz 2 VOB/B entsprechenden Kreditinstituts oder 
Kreditversicherers in Höhe von 5 % der (Brutto-) Ab-
rechnungssumme in ihrer objektiv richtigen Höhe ein-
schließlich eventueller Nachträge abzulösen. Von dem 
Sicherungszweck müssen auch diejenigen Mängelan-
sprüche umfasst sein, die bereits vor Abnahme entstan-
den sind und auch diejenigen, wegen derer sich der AG 
Rechte bei der Abnahme vorbehalten hat. 

11.4.3 In der Bürgschaftserklärung muss auf die Einreden der 
Aufrechenbarkeit und der Vorausklage gemäß §§ 770, 
771 BGB, das Recht zur Hinterlegung des Bürgschafts-
betrages sowie auf die Rechte gemäß § 775 BGB ver-
zichtet werden. Der Verzicht auf die Einrede der 
Aufrechenbarkeit gilt nicht für den Fall, dass die betref-
fende Gegenforderung des AN unbestritten oder rechts-
kräftig festgestellt worden ist.  

Umfasst ist bei Abrechnungssumme ab 50.000 € weiter-
hin die Absicherung der Ansprüche bei Nichtzahlung 
des Mindestentgelts (§ 14 AEntG), bei Nichtzahlung der 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft, bei Nichtzahlung 
der Beiträge zur Urlaubskasse (§ 14 AEntG) bzw. bei 
Nichtzahlung der Sozialversicherungsbeiträge (§ 28e 
Absatz 3 a-f SGBIV). 

11.4.4 Die Kosten für die Bürgschaft trägt der AN. 

11.4.5 Der AG ist zur Rückgabe der Bürgschaftsurkunde ver-
pflichtet, sobald die Mängelhaftungsfrist für die Mängel-
ansprüche des AG abgelaufen ist und die bis dahin 
erhobenen Ansprüche erfüllt worden sind. Für den Fall, 
dass die Mängelhaftungsfrist für einen erheblichen Teil 
der vertraglich geschuldeten Leistungen abgelaufen ist, 
kann der AN die Bürgschaft Zug um Zug gegen Über-
gabe einer entsprechenden niedrigeren Mängelhaf-
tungssicherheit herausverlangen. Über die Höhe der 
danach zu übergebenen, neuen, angepassten Bürg-
schaft haben die Parteien sich zuvor zu einigen. 

11.4.6 In der Bürgschaft muss die ausschließliche Geltung 
deutschen Rechts sowie – nach Wahl des AG – der Er-
füllungsort oder der Sitz des AG als ausschließlicher 
Gerichtsstand vereinbart werden. 

12 Haftung der Vertragsparteien / Versiche-
rungen/Sonstige Sicherheiten 

12.1 Haftung 

12.1.1 Der AN übernimmt ausdrücklich die volle Haftung für 
seine Lieferungen und Leistungen, auch wenn er selbst 
nicht Hersteller oder Ausführender ist. 

12.1.2 Der AN hat den AG von Ansprüchen Dritter freizustellen, 
die auf einer schuldhaften Verletzung seiner vertragli-
chen Pflichten beruhen. 

Der AN hat den AG außerdem von Ansprüchen Dritter 
freizustellen, die auf sonstigen, von ihm schuldhaft ver-
ursachten schädigenden Auswirkungen (Schäden, 
Nachteilen oder Belästigungen) beruhen. Diese Freistel-
lungsverpflichtung gilt nicht, soweit die schädigenden 
Auswirkungen trotz vertragsgemäßer Ausführung un-
vermeidbar sind. 

12.2 Haftpflichtversicherung 

Der AN ist verpflichtet, vor Beginn der Bauausführung 
eine Haftpflichtversicherung mit einer Mindestde-
ckungssumme von 1.000.000 € sowie einen Versiche-
rungsschutz nach dem Umweltschadensgesetz 
(USchadG) mit einer Mindestdeckungssumme von 
500.000 € auf seine Kosten abzuschließen. Die Höhe 
der Deckungssumme je Verstoß ergibt sich aus dem 
Vertrag. 

Das Bestehen der Haftpflichtversicherung wird der AN 
dem AG durch Übergabe einer Kopie der Versiche-
rungspolice mit Vertragsunterzeichnung nachweisen. 
Das Fortbestehen der Haftpflichtversicherung des AN ist 
dem AG auf dessen Wunsch jederzeit erneut nachzu-
weisen. 

Weist der AN das Bestehen der Haftpflichtversicherung 
nicht zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt und auch 
nicht innerhalb einer ihm vom AG gesetzten angemes-
senen Frist nach, ist er nicht berechtigt, mit der Bauaus-
führung zu beginnen. Der AG ist in diesem Fall 
berechtigt, den Vertrag zu kündigen und Schadenser-
satzansprüche geltend zu machen. Etwaige sich hieraus 
ergebende Bauverzögerungen hat der AN zu vertreten. 

Der AN wird den Versicherungsschutz seiner Haftpflicht-
versicherung von dem Beginn der von ihm zu erbringen-
den Leistung an bis zum Ablauf der Gewährleistungsfrist 
aufrechterhalten. 

12.3 Bauleistungsversicherung 

Soweit nicht individuell vereinbart, ist für das Bauvorha-
ben eine Bauleistungsversicherung seitens des AG bzw. 
des Bauherren abgeschlossen. Wurde oder wird von 
dem AG oder dem Bauherren eine Bauwesen- bzw. 
Bauleistungsversicherung abgeschlossen, die auch die 
Leistungen des AN umfasst, so werden die anteiligen 
Kosten mit 0,35 % der Abrechnungssumme zzgl. 
Selbstbehalte im Schadensfall auf den AN umgelegt und 
von der Abschlags-/ und Schlusszahlungssumme als 
separater Nachlass abgezogen. 
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12.4 Vertragserfüllungssicherheit 

12.4.1 Der AN verpflichtet sich, dem AG mit Vertragsunter-
zeichnung eine unbedingte, unbefristete, unwiderrufli-
che, selbstschuldnerische Bürgschaft eines den 
Anforderungen des § 17 Absatz 2 VOB/B entsprechen-
den Kreditinstituts oder Kreditversicherers in Höhe von 
10 % der (Brutto-) Auftragssumme zu stellen. Dies gilt 
auch für etwaige Nachträge. 

12.4.2 Leistet der AN die Sicherheit gemäß Absatz 1 Satz 1 
nicht fristgerecht, ist der AG berechtigt, Abschlagszah-
lungen einzubehalten, bis die Sicherheitsleistung voll-
ständig erbracht ist. 

12.4.3 Die Bürgschaft dient der Sicherung des Anspruchs des 
AG auf vertrags- und ordnungsgemäße Erfüllung aller 
geschuldeten Lieferungen und Leistungen einschließ-
lich aller Nachträge. Dies umfasst insbesondere die ter-
mingerechte, abnahmefähige Ausführung der 
Lieferungen und Leistungen einschließlich des An-
spruchs auf Verzugsschäden, sonstigen Schadener-
satz, Ansprüche auf Vertragsstrafe und Beseitigung 
bereits vor Abnahme bestehender Mängelansprüche. 
Der Sicherungszweck der Bürgschaft bezieht sich auch 
auf eventuelle Ansprüche auf Erstattung überhöhter Ab-
schlagszahlungen mit Ausnahme von Überzahlungstat-
beständen, welche aus § 650c Absatz 3 BGB 
resultieren. Die Sicherheit hat sich ferner auf Regress-
ansprüche des AG gegen den AN im Falle der Inan-
spruchnahme gemäß § 14 AEntG, § 28e Absatz 3a 
SGB IV und aus § 150 SGB VII zu erstrecken. Umfasst 
ist weiterhin die Absicherung der Ansprüche bei Nicht-
zahlung des Mindestentgelts (§ 14 AEntG), bei Nicht-
zahlung der Beiträge zur Berufsgenossenschaft, bei 
Nichtzahlung der Beiträge zur Urlaubskasse (§ 14 A-
EntG) bzw. bei Nichtzahlung der Sozialversicherungs-
beiträge (§ 28e Absatz 3 a-f SGBIV). 

12.4.4 In der Bürgschaftserklärung muss auf die Einreden der 
Aufrechenbarkeit und der Vorausklage gemäß §§ 770, 
771 BGB, das Recht zur Hinterlegung des Bürgschafts-
betrages sowie auf die Rechte gemäß § 775 BGB ver-
zichtet werden. Der Verzicht auf die Einrede der 
Aufrechenbarkeit gilt nicht für den Fall, dass die betref-
fende Gegenforderung des Auftragsnehmers unbestrit-
ten oder rechtskräftig festgestellt worden ist. 

12.4.5 Die Kosten für die Bürgschaft trägt der AN. 

12.4.6 Der AG ist zur Rückgabe Zug um Zug gegen die Män-
gelhaftungssicherheit verpflichtet, wenn der AN die ge-
schuldeten Lieferungen und Leistungen einschließlich 
der Abrechnung vertragsgemäß und vollständig er-
bracht hat und die Lieferungen/Leistungen vom AG 
förmlich gemäß Ziffer 10.2 abgenommen worden sind 
oder abnahmeersetzende Umstände vorliegen, es sei 
denn, dass Ansprüche des AG, die nicht von der gestell-
ten Sicherheit für Mängelansprüche umfasst sind, be-
stehen. 

12.4.7 In der Bürgschaft muss die ausschließliche Geltung 
deutschen Rechts sowie – nach Wahl des AG – der Er-
füllungsort oder der Sitz des AG als ausschließlicher 
Gerichtsstand vereinbart werden. 

13 Kündigung 

13.1 Kündigungsgrundlagen 

13.1.1 Für die Kündigung des Vertrages gelten § 8 und § 9 
VOB/B. Ergänzend zu § 8 Absatz 3 VOB/B wird klarge-
stellt, dass ein wichtiger Grund zur Vertragskündigung 
durch den AG auch dann vorliegt, wenn 

a) eine zur Errichtung des Gesamtobjekts notwendige 
behördliche Genehmigung nicht oder nicht wie be-
antragt erteilt wird; 

b) durch Dritte gegen eine Baugenehmigung Wider-
spruch eingelegt und der Widerspruch nicht inner-
halb von 12 Monaten nach Einlegung zurück-
genommen oder rechtskräftig zurückgewiesen ist; 

c) die Baugenehmigung aufgehoben wird; 
d) der AN eine wesentliche Pflicht aus dem Vertrag 

verletzt; 
e) der Vergütungsanspruch ganz oder teilweise ge-

pfändet wird und diese Pfändung seitens des AN 
nicht binnen drei Monaten zur Aufhebung gebracht 
wird. 

Im Falle der Kündigung des AG aus wichtigem Grund 
hat der AN Anspruch auf Vergütung seiner bis zur Kün-
digung nachweislich erbrachten Leistungen. Weiterge-
hende Ansprüche des AN sind ausgeschlossen. 

13.1.2 Der AG ist abweichend von § 8 Absatz 3 Ziff. 1 VOB/B 
berechtigt, den Vertrag auch teilweise kündigen, wenn 
die Teilleistung nicht in sich abgeschlossen ist. 

13.1.3 Im Fall einer Kündigung aus wichtigem Grund gilt 
§ 648a BGB mit der Maßgabe, dass ein Termin zur Leis-
tungsstandfeststellung zwischen den Parteien derge-
stalt mitzuteilen ist, dass mit einer Vorankündigungsfrist 
von einer Woche drei Alternativtermine an drei unter-
schiedlichen Tagen zu den üblichen Geschäftszeiten 
mitgeteilt werden. 

14 Sonstige Regelungen 

14.1 Unterlagen 

Der AN verpflichtet sich, dem AG die nachfolgend auf-
geführten Unterlagen unaufgefordert und vollständig 
vorzulegen. Die erstmalige Vorlage hat entsprechend 
des Formblatts „F576 Checkliste Nach-Subunterneh-
mer“  spätestens 10 Werktage vor Baubeginn zu erfol-
gen. Eine erneute Vorlage ist nur erforderlich, wenn die 
Gültigkeit der jeweiligen Unterlage abgelaufen ist 
oder sich wesentliche Änderungen ergeben haben. 

 einen Handelsregisterauszug nebst Nachweis 
des wirtschaftlich Berechtigten 

 eine Fotokopie der Gewerbeanmeldung 
 einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister 
 bei Nachunternehmern mit Sitz außerhalb der BRD 

einen in die deutsche Sprache von einem amtlichen 
Übersetzer übersetzten beglaubigten Handels- 
bzw. Gewerberegisterauszug nebst Liste der Ge-
sellschafter 

 Mindestlohnbestätigungen der der auf der Bau-
stelle eingesetzten Mitarbeiter des Nachunterneh-
mers  

 eine Fotokopie der Handwerksrolleneintragung 
bzw. IHK-Eintragung 
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 Vollmacht zur Einholung von SOKA-BAU (bzw. an-
derer tariflicher Sozialkassen) Bestätigungen, alter-
nativ Vorlage Bestätigung der SOKA, Wiesbaden, 
über die Zahlung der Sozialkassenbeiträge sowie 
der Winterbeschäftigungs-Umlage. 

 Unbedenklichkeitsbescheinigung der zuständigen 
Krankenkassen  

 Vollmacht zur Einholung von BG BAU Bescheini-
gungen, alternativ Vorlage Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung der zuständen Berufsgenossen-
schaft  

 Nachweis der Betriebshaftpflicht- und Umweltscha-
den-Versicherung nach USchadG  

 Bei Transportleistungen ist der Nachweis über die 
vorliegenden Berechtigungen / die Gemein-
schaftslizenz zur Beförderung von Gütern zu er-
bringen 

Bei Änderungen der Verhältnisse ist der Nachunterneh-
mer verpflichtet, dem Auftraggeber sofort Mitteilung zu 
machen. Der AN wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass Zahlungen nur dann vollständig geleistet werden 
können, wenn die vorgenannten Unterlagen bei Fällig-
keit seiner Rechnungen jeweils in aktueller bzw. gültiger 
Fassung vorliegen. 

14.2 Ausweispapiere 

Mitarbeiter müssen ihren Personalausweis, Pass, Pas-
sersatz oder Ausweisersatz sowie ggf. ihre Arbeitser-
laubnis bei sich führen. Ansonsten kann der Zutritt zur 
Baustelle verweigert werden. 

14.3 Geräte und Materialien 

Der AN hat nur zugelassene und geprüfte Geräte und 
Materialien (Prüfstempel, TÜV etc.) auf der Baustelle 
einzusetzen. Der Prüfstempel muss gut sichtbar ange-
bracht sein. Die Prüfprotokolle sind bereitzuhalten. In al-
len Baumaschinen gilt Anschnallpflicht. Eine schriftliche 
Beauftragung zum Führen von Geräten / Maschinen ist 
vorzulegen. Bei der Nutzung von Baumaschinen des AG 
muss vorab eine schriftliche Beauftragung in die zu be-
dienenden Maschinen durch den AG für die Mitarbeiter 
des AN erstellt wer-den. Dafür sind die entsprechenden 
Qualifikationsnachweise vorzulegen. 

14.4 Umweltschutz 

Der AN verpflichtet sich, Arbeitsmittel einzusetzen, die 
mit möglichst wenig Umweltbelastungen nach sich zie-
hen. Im Fall eines Umweltschadens (z. B. defekt einer 
Hydraulikleitung) ist der AN verpflichtet, den Schaden 
einzudämmen, damit dieser sich nicht noch mehr aus-
weitet. Er ist ebenso verpflichtet, diesen Vorfall umge-
hend dem Arbeitsverantwortlichen des AG zu melden 
und bei der Ursachenanalyse zu unterstützen 

14.5 Rechtsnachfolge 

Die Vertragsparteien sind berechtigt, die Rechte und 
Pflichten aus diesem Vertrag auf einen Rechtsnachfol-
ger zu übertragen. Die Übertragung bedarf der vorheri-
gen Zustimmung der jeweils anderen Partei. Diese wird 
ihre Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigern. 
Dies gilt auch für Abtretungen von Ansprüchen des AN 
gegen den AG durch den AN. Hintergrund ist insbeson-
dere die in Ziff. 15.2 geregelte Geheimhaltungspflicht. 

14.6 Geheimhaltungspflicht 

Der AN verpflichtet sich gegenüber dem AG im Verhält-
nis zu Dritten zur Verschwiegenheit und wird Veröffent-
lichungen über das Objekt oder einzelner Leistungen 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des AG zu-
lassen. 

14.7 Aufrechnung  

Der AG kann mit Forderungen gegen den AN aus ande-
ren Bauvorhaben gegenüber Forderungen des AN ge-
genüber dem AG aus diesem Bauvorhaben aufrechnen. 

14.8 Vollstreckung einstweilige Verfügung 

Die Vollstreckung einer einstweiligen Verfügung gemäß 
§ 650d Satz 1 BGB durch den AN ist nur gegen Sicher-
heitsleistung möglich. 

14.9 Gerichtsstand 

Für etwaige Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusam-
menhang mit diesem Vertrag ist als Gerichtsstand aus-
schließlich der Sitz des AG vereinbart. Die Parteien 
verzichten auf die Verweisungsantragsbefugnis gemäß 
§ 98 Absatz 1 GVG. 

14.10 Elektronisches Signieren 

Insofern der AG eine Plattform zum elektronischen Sig-
nieren von Dokumenten anbietet stimmt der AN dieser 
Nutzung und Mitwirkung zu. 

15 Regulatorische und Sicherheitsanforde-
rungen im Unternehmenskontext 

15.1 Informationssicherheit 

Der AN verpflichtet sich, angemessene organisatorische 
und technische Maßnahmen zu ergreifen, um die Ver-
traulichkeit, Integrität, Authentizität sowie Verfügbarkeit 
seines Geschäftsbetriebs und der vertraglich geschul-
deten Leistungen sicherzustellen. Diese Maßnahmen 
orientieren sich an allgemein anerkannten Branchen-
standards und dem jeweils aktuellen Stand der Technik.  

15.2 IT-Sicherheit 

Der AN verpflichtet sich, angemessene organisatorische 
und technische Maßnahmen zu ergreifen, um die Infor-
mationssicherheit und den Schutz der von ihm verarbei-
teten oder ausgetauschten Daten sowie Systeme 
sicherzustellen. Diese Maßnahmen orientieren sich an 
dem jeweils aktuellen Stand der Technik. Der Lieferant 
gewährleistet, dass seine IT-Systeme, Lieferungen und 
Leistungen frei von Schadsoftware sind und Cyberrisi-
ken durch geeignete Schutz- und Erkennungsmechanis-
men minimiert sowie zeitnah behoben werden. Das 
Personal des Lieferanten ist entsprechend für IT-
Sicherheit sensibilisiert und geschult. 

Im Falle von Sicherheitsvorfällen oder Cyberangriffen in-
formiert der Lieferant unverzüglich den Auftraggeber 
und kooperiert bei der Schadensbegrenzung und Ergrei-
fung von Gegenmaßnahmen. 

Auf Verlangen hat der Lieferant den Nachweis zur Ein-
haltung dieser Anforderungen zu erbringen. Der Auf-
traggeber behält sich vor, dies durch Audits zu 
überprüfen. Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften. 
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15.3 Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften 

Der Lieferant verpflichtet sich, sämtliche geltenden nati-
onalen, europäischen und internationalen Gesetze und 
Vorschriften einzuhalten, insbesondere solche zur Be-
kämpfung von Korruption, Schwarzarbeit sowie Kartell- 
und Wettbewerbsverstößen. Diese Verpflichtung gilt 
gleichermaßen für seine Mitarbeiter sowie Erfüllungsge-
hilfen. 

15.4 Verpflichtung Dritte 

Der Lieferant wird alle Dritten, die er im Rahmen dieses 
Vertrages beauftragt, schriftlich verpflichten, sämtliche 
geltenden Gesetze und Vorschriften einzuhalten, insbe-
sondere im Bereich Anti-Korruption, Sozialvorschriften 
und Wettbewerbsrecht. 

15.5 Sanktionslisten 

Der Lieferant versichert, dass weder er selbst noch der 
wirtschaftlich Berechtigte des Lieferanten auf EU- oder 
sonstigen internationalen Sanktionslisten geführt wer-
den, und verpflichtet sich, uns unverzüglich und schrift-
lich über Änderungen diesbezüglich zu informieren. Bei 
Verstößen ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag 
fristlos zu kündigen und Schadenersatzansprüche gel-
tend zu machen. 

15.6 Unterstützung bei Berichtspflichten 

Der Lieferant verpflichtet sich, den Auftraggeber auf 
Verlangen bei der Erfüllung gesetzlicher Berichtspflich-
ten (z. B. gemäß CSRD, ESG-Richtlinien, EUDR, EU-
Taxonomie) zu unterstützen, indem er zeitnah alle hier-
für relevanten strukturierten Daten, Unterlagen und 
Nachweise auf Anforderung bereitstellt. 

15.7 Datenschutz 

Der Lieferant verpflichtet sich, alle personenbezogenen 
Daten, die im Zusammenhang mit der Vertragserfüllung 
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, gemäß den 
Vorschriften der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO), dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) so-
wie ggf. weiteren nationalen Datenschutzgesetzen ver-
traulich zu behandeln und technisch sowie 
organisatorisch angemessen zu schützen. 

Er stellt sicher, dass nur befugte Personen Zugriff auf 
diese Daten haben und dass sie ausschließlich zu den 
vertraglich vereinbarten Zwecken verwendet werden. 

Sofern der Lieferant personenbezogene Daten im Auf-
trag des Auftraggebers verarbeitet (Auftragsverarbei-
tung), schließt er mit dem Auftraggeber eine 
entsprechende Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung 
ab und erfüllt die diesbezüglichen Pflichten. 

Der Lieferant verpflichtet sich, unverzüglich über Daten-
schutzvorfälle und Sicherheitsverletzungen im Zusam-
menhang mit personenbezogenen Daten zu 
informieren. 

15.8 Lieferkettenanforderungen 

Der Lieferant verpflichtet sich, seine gesamte Lieferkette 
hinsichtlich sozialer, ökologischer und ethischer Stan-
dards verantwortungsvoll zu gestalten und mindestens 
die Anforderungen des geltenden Lieferkettengesetzes 
(z. B. deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz) 

sowie internationaler Standards (z. B. UN-Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschenrechte, ILO-
Kernarbeitsnormen) einzuhalten. 

Hierzu gehört insbesondere die Vermeidung von Kinder- 
und Zwangsarbeit sowie Diskriminierung in der Liefer-
kette, die Einhaltung von Arbeitsschutz- und Umwelt-
standards sowie die Sicherstellung von Transparenz 
und Nachverfolgbarkeit. 

Der Lieferant verpflichtet sich, den Auftraggeber auf An-
frage mit den erforderlichen Nachweisen, Berichten und 
gegebenenfalls Audit-Ergebnissen zur Einhaltung die-
ser Anforderungen zu versorgen. 

Bei Verstößen gegen diese Verpflichtungen ist der Auf-
traggeber berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen. 

15.9 Kündigung und Rücktritt 

Bei schwerwiegenden oder wiederholten Verstößen ge-
gen eine oder mehrere der oben genannten Verpflich-
tungen sind wir berechtigt, den Vertrag fristlos zu 
kündigen oder vom Vertrag zurückzutreten, ohne dass 
hierfür eine Nachfristsetzung erforderlich ist 

16 Salvatorische Klausel 

Für den Fall der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestim-
mung des Vertrages bleibt der Vertrag im Übrigen 
gleichwohl gültig. Eine etwaig ungültige Bestimmung ist 
so umzudeuten oder zu ergänzen, dass der mit der un-
wirksamen Bestimmung zum Ausdruck gebrachte Par-
teiwille unter Berücksichtigung des beabsichtigten 
wirtschaftlichen Zwecks erreicht wird. Gleiches gilt, 
wenn sich bei der Durchführung dieses Vertrages eine 
Regelungslücke zeigen soll. 


